
STEUERN UND RECHT

Umgang mit Krieg und Sanktionen 
gegen Russland und Belarus
Gegen  Krieg  gibt  es  keine  Versicherung.  Darüber  muss 
sich jeder im Klaren sein, der zur Zeit direkt oder indirekt 
Handel  mit  Russland  oder  der  Ukraine  betreibt,  produ­
ziert,  liefert oder nur Kontakte zu Personen oder Organi­
sationen aus diesen Ländern pflegt. 

Alle Unternehmen mit in der Ukraine oder in Russland tä­
tigen  Mitarbeitern  sind  zum  unmittelbaren  Handeln  ge­
zwungen. Was passiert mit den Menschen? Was passiert 
mit  der  Produktion? Auch  die  Lieferketten  werden  nach 
der Suezkanal­Problematik und Corona ein weiteres Mal 
einem empfindlichen Belastungstest unterzogen. 

Der Westen reagiert auf den Krieg mit politischem bezie­
hungsweise wirtschaftlichem Druck. Russland  ist vom in­
ternationalen  Zahlungsverkehr  SWIFT  weitestgehend 
ausgeschlossen. Zahlreiche neue Sanktionen sind außer­
dem  erlassen.  Der  wirtschaftliche  und  durch  Sanktionen 

ausgelöste Druck schlägt voll zurück und erzeugt auch bei 
uns eine unübersichtliche Zahl von nationalen und interna­
tionalen Vorschriften aus. Ein Verstoß dagegen kann z. T. 
empfindliche Strafen nach sich ziehen.

Gefragt ist also jeweils ein individueller Plan mit Risikobe­
wertung. Umfangreiche Hinweise und Informationen bieten 
dazu folgende Adressen:

• Industrie­ und Handelskammern bundesweit –  
  www.stuttgart.ihk24.de

•  Bundesfinanzministerium  für  steuerliche  Maßnahmen
    www.bundesfinanzministerium.de

• Sanktionslisten der EU  www.Zoll.de

• US­Blacklists des amerikanischen OFAC

• Bundesamt für Wirtschaft und Außenkontrolle 
   www.bafa.de/

• Migration und Integration von Flüchtlingen 
  https://www.bamf.de/
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Sehr geehrte Mandantinnen,
sehr geehrte Mandanten,

wir alle müssen die nötige Robustheit an den Tag legen,
um überraschende Lieferengpässe, wegbrechende Verträ-
ge mit dem Osten, Unterbringung von Flüchtlingen und die
Auswirkungen der immer noch laufenden Pandemie in den
Griff zu bekommen. Besondere Beachtung sollten alle Un-
ternehmen, die bisher in direktem oder indirekten geschäftli-
chen Kontakt mit Russland oder Belarus stehen, den natio-
nalen und internationalen Sanktionen widmen, denn da dro-
hen bei Nichtbeachtung beachtliche Konsequenzen.

Ihre Kanzlei Eisenach + Partner

Unsere Steuerinformationen für Ihr Smartphone:
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Steuerliche Maßnahmen zur 
Unterstützung der vom Ukraine­Krieg 
Geschädigten
Das  Bundesfinanzministerium  hat  steuerliche  Maßnah­
men  bekannt  gegeben,  die  im  Krieg  in  der  Ukraine Ge­
schädigte  unterstützen  sollen.  Die  Maßnahmen  sollen 
vom  24.  Februar  2022  bis  31.  Dezember  2022  gewährt 
werden. Sie betreffen:

Spendennachweise
Die  Finanzverwaltung  gewährt  Erleichterungen  bei  der 
steuerlichen Anerkennung von Spenden. So gilt für Nach­
weispflichten Folgendes:

Als  Nachweis  der  Zuwendungen  zur  Unterstützung  der 
vom  Krieg  in  der  Ukraine  Geschädigten  gilt  für  die  Ein­
zahlungen  auf    Sonderkonten  und  Treuhandkonten  der 
bekannten  Hilfsorganisationen  der  Bareinzahlungsbeleg 
oder  die  Buchungsbestätigung  der  Kreditinstitute  (z.  B. 
der  Kontoauszug,  Lastschrifteinzugsbeleg  oder  der  PC­
Ausdruck bei Online­Banking).

Spendenaktionen  von  steuerbegünstigten  Körperschaf­
ten, die normalerweise keine Spenden und Ausgaben ver­
wenden  können,  die  nicht  inhaltlich  in  der  Satzung 
festgelegt  sind,  ist  dies  ausnahmsweise  unschädlich. 
Gleiches  gilt  für  die  Überlassung  von  Personal  und  von 
Räumlichkeiten für die Unterbringung von Flüchtlingen.

Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus dem 

Betriebsvermögen
Für Aufwendungen  zur  Unterstützung  der  vom  Krieg  in 
der  Ukraine  Geschädigten  ist  nach  den  Maßgaben  des 
Bundesfinanzministeriums auch ein Betriebsausgabenab­
zug möglich. Dazu gehören beispielsweise:

Arbeitslohnspenden zugunsten einer steuerfreien Beihilfe 
und  Unterstützung  des  Arbeitgebers  an  vom  Krieg  ge­
schädigte Arbeitnehmer  des  Unternehmens  oder Arbeit­
nehmer  von  Geschäftspartnern  oder  zugunsten  einer 
Zahlung des Arbeitgebers auf ein Spendenkonto.

Arbeitgeber  müssen  den  außer  Ansatz  bleibenden  Ar­
beitslohn im Lohnkonto aufzeichnen, es sei denn, der Ar­
beitnehmer  hat  den  Verzicht  schriftlich  erteilt  und  die 
Erklärung wird zum Lohnkonto genommen. Hierzu ist kei­
ne Angabe in der Lohnsteuerbescheinigung  zu machen.

Die  steuerfrei  belassenen  Lohnteile  dürfen  steuerlich 
nicht als Spende in der Steuererklärung geltend gemacht 
werden.

Umsatzsteuer
Das Bundesfinanzministerium bietet auch Erleichterungen 
bei  der  Umsatzsteuer  wie  z.  B.  bei  der  unentgeltlichen 
Bereitstellung  von  Gegenständen,  Räumen  oder  Perso­
nal.  Von  der  Besteuerung  einer  unentgeltlichen Wertab­
gabe und einer Vorsteuerkorrektur wird im Billigkeitswege 
ebenfalls  abgesehen,  wenn  private  Unternehmen Unter­
künfte,  die  für  eine  umsatzsteuerpflichtige  Verwendung 
vorgesehen  waren  (z.  B.  Hotelzimmer,  Ferienwohnun­

gen),  unentgeltlich  Personen  zur  Verfügung  stellen,  die 
aufgrund des Kriegs in der Ukraine geflüchtet sind.

Schenkungsteuer
Bei  Zuwendungen  als  Schenkungen,  die  ausschließlich 
kirchlichen,  gemeinnützigen  oder  mildtätigen  Zwecken 
gewidmet  sind,    können  gegebenenfalls  Steuerbefreiun­
gen nach § 13 ErbStG gewährt werden.

Quelle: BMF, Schreiben v. 17.3.2022, IV C 4 ­ S 2223/19/10003 :013

Nutzungsdauer von Computerhardware 
und Software auf ein Jahr reduziert
Computerhardware  und  Software  unterliegen  aufgrund 
des  raschen  technischen  Fortschritts  einem  immer 
schnelleren Wandel.  Die  betriebsgewöhnliche  Nutzungs­
dauer, die der Abschreibung nach § 7 Einkommensteuer­
gesetz  (EStG)  zugrunde  zu  legen  ist,  wurde  für  diese 
Wirtschaftsgüter allerdings seit rund 20 Jahren nicht mehr 
geprüft und bedarf deshalb einer Anpassung an die geän­
derten tatsächlichen Verhältnisse. 

Bislang ging die Finanzverwaltung für Hardware und Soft­
ware  in  der  Regel  von  einer  dreijährigen  Nutzungsdau­
er  aus.  In  Zukunft  wird  von  einer  betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer  von  einem  Jahr  ausgegangen.    Dabei 
geht  es  im  BMF­Schreiben  um  den  Tischcomputer,  das 
Notebook, das Tablet mit der Betriebs­ und Anwendersoft­
ware und den Drucker.

Die neue Regelung gilt ab Anschaffungsdatum 1. Januar 
2021 und bietet damit die Möglichkeit, bereits für das zu­
rückliegende  Jahr  die  neue AfA­Regelung  anzuwenden. 
Das gilt  auch  für Restbuchwerte  aus Vorjahren. Wer die 
genannten  Wirtschaftsgüter  in  seiner  privaten  Steuerer­
klärung angibt, kann die AfA auch für 2021 ansetzen.

Quelle: BMF­Schreiben v. 22.2.2022

Verluste im Zusammenhang mit der 
Auflösung einer Kapitalgesellschaft
Zur Anerkennung  von Verlusten  nach  §  17 Abs.  4 EStG 
und bei den Einkünften aus Kapitalvermögen  im Zusam­
menhang mit der Auflösung einer Kapitalgesellschaft hat­
te der 14. Senat zu urteilen. Der Kläger war mit 50 % am 
Stammkapital  einer,  zusammen  mit  seinem  Bruder  ge­
gründeten,  GmbH  beteiligt.  In  den  ersten  Jahren  nach 
Gesellschaftsgründung  wurden  verschiedene  Bankdarle­
hen der GmbH durch selbstschuldnerische Bürgschaften 
des Klägers besichert.

Nachdem über das Vermögen der GmbH das  Insolvenz­
verfahren eröffnet worden war, trafen der Kläger und sein 
Bruder mit den Gläubigern der GmbH diverse Zahlungs­ 
und  Verzichtsvereinbarungen.  Darin  verpflichteten  sie 
sich jeweils gesamtschuldnerisch zur Zahlung von Teilbe­
trägen,  wohingegen  die  Gläubiger  auf  den  Einzug  der 
Restforderung verzichteten. Der Kläger behandelte seine 
Zahlungen in erster Linie als nachträgliche Anschaffungs­
kosten auf seine Beteiligung. Dagegen argumentierte das 
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beklagte Finanzamt, dass die Bürgschaften und sonstige 
Sicherheiten des Klägers bereits vor Eintritt der Krise ge­
stellt  worden  seien  und  die  späteren  Zahlungen  infolge 
der  Wertlosigkeit  etwaiger  Rückgriffsansprüche  bei  Kri­
seneintritt wertmäßig nicht mehr in die Verlustberechnung 
einzustellen seien.

Das  Finanzgericht  Düsseldorf  hat  der  Klage  mit  Urteil 
vom  11.  November  2021  teilweise  stattgegeben.  Dabei 
berücksichte der 14. Senat als Auflösungsverlust im Rah­
men des § 17 Abs. 4 EStG nur die ursprünglich vom Klä­
ger  eingezahlte  Stammeinlage.  Hinsichtlich  der  weiteren 
Zahlungen seien zwar die bisherigen Grundsätze zur Be­
rücksichtigung  von  nachträglichen  Anschaffungskosten 
auf eine wesentliche Beteiligung – entsprechend der vom 
Bundesfinanzhof getroffenen Vertrauensschutzregelung – 
weiterhin  anwendbar.  Allerdings  habe  der  Senat  nicht 
feststellen  können,  inwieweit  es  sich bei  den Bürgschaf­
ten  um  eigenkapitalersetzende  Finanzierungshilfen  ge­
handelt habe.

Daneben hätten die Leistungen des Klägers aufgrund der 
Zahlungs­  und  Verzichtsvereinbarungen  aber  jeweils  zu 
(Regress­) Forderungen gegen seine GmbH geführt. De­
ren Ausfall sei als Verlust bei den Einkünften aus Kapital­
vermögen  zu berücksichtigen  . Dabei  griff  der Senat  die 
jüngste Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zum end­
gültigen  Ausfall  privater  Darlehensforderungen  und  der 
diesbezüglich  (widerlegbaren)  Vermutung  einer  Einkünf­
teerzielungsabsicht auf. Schlussendlich greife  für die zu­
gesprochenen  Verluste  aus  Kapitalvermögen  keine 
Verlustausgleichs­  oder  Abzugsbeschränkung,  weil  der 
Kläger mit mehr als 10 % an der GmbH beteiligt gewesen 
sei. Die Entscheidung  ist nicht  rechtskräftig. Das Finanz­
amt  hat  gegen  das  Urteil  Revision  eingelegt,  die  unter 
dem Az. IX R 2/22 beim Bundesfinanzhof anhängig ist. 

Quelle: FG Düsseldorf

LESEZEICHEN

Steuerliche Förderung bei Elektro­ und 
Hybridfahrzeugen
Wo gefördert wird, fließen Umsätze. Nicht anders sind die 
steigenden  Umsatzzahlen  für  E­Fahrzeuge  zu  erklären. 
Zusätzlich  kommen  von  Bund  und  Ländern  zahlreiche 
lohnsteuerliche Vergünstigungen, wenn Mitarbeitende ein 
Elektro­  oder Hybridfahrzeug  fahren. Die Haufe­Redakti­
on hat sich ausführlich mit dem Thema befasst. Hier der 
ShortLink zum Artikel:  tinyurl.com/2p87db9d

Aktuelle Entwicklungen zur 
Firmenwagenüberlassung
Nutzung und Betrieb von Firmenfahrzeugen sind an steu­
erlicher  Komplexität  kaum  zu  überbieten.  Das  Bundesfi­
nanzministerium  hat  im  März  2022  ein  überarbeitetes 
Schreiben  zur  "Lohnsteuerlichen  Behandlung  der  Über­
lassung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs an Arbeitneh­
mer" veröffentlicht (BMF, Schreiben v. 3.3.2022 ­ IV C 5 ­ 
S 2334/21/10004 :001). Bei den Neuerungen geht es u. a. 

um  die  Behandlung  von  Zuzahlungen  zu  den  (Anschaf­
fungs­)Kosten und die bei zunehmendem Homeoffice im­
mer  seltener  werdenden  Fahrten  zur Arbeitsstätte.  Hier 
der Shortlink zum Schreiben: https://tinyurl.com/5n7cjxcd

GESCHÄFTSFÜHRER UND 
GESELLSCHAFTER

Häusliches Arbeitszimmer muss für die 
Tätigkeit nicht erforderlich sein

Mit Urteil vom 3. April 2019 – VI R 46/17 hat der Bundesfi­
nanzhof (BFH) bestätigt, dass ein Abzug von Aufwendun­
gen  für  ein  häusliches Arbeitszimmer  nicht  voraussetzt, 
dass das Arbeitszimmer für die Tätigkeit des Steuerpflich­
tigen erforderlich  ist. Wird der Raum ausschließlich oder 
nahezu  ausschließlich  für  betriebliche/berufliche  Zwecke 
genutzt, genügt das für den Abzug.

Aufwendungen  für  ein  häusliches Arbeitszimmer  können 
grundsätzlich nicht  als Werbungskosten abgezogen wer­
den (§ 9 Abs. 5 i.V.m. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes). Anders ist dies, wenn für die 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeits­
platz zur Verfügung steht. In diesem Fall können Aufwen­
dungen  bis  zu  1.250  EUR  im  Rahmen  der  Einkom­ 
mensteuer  berücksichtigt  werden.  Bildet  das Arbeitszim­
mer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und be­
ruflichen Betätigung, können die Aufwendungen der Höhe 
nach unbeschränkt abgezogen werden.

Im Streitfall machte eine Flugbegleiterin Aufwendungen in 
Höhe  von  1.250  EUR  für  ein  häusliches Arbeitszimmer 
geltend.  Für  die  dort  verrichteten Arbeiten  stand  ihr  un­
streitig  kein  anderer Arbeitsplatz  zur  Verfügung.  Das  Fi­
nanzgericht  war  aber  der Ansicht,  angesichts  des  sehr 
geringen  Anteils  dieser  Arbeiten  im  Verhältnis  zur  Ge­
samtarbeitszeit  der  Klägerin  sei  das  Vorhalten  des  Ar­
beitszimmers  nicht  erforderlich,  da  diese Arbeiten  auch 
andernorts  (bspw.  am  Küchentisch)  hätten  ausgeführt 
werden können.

Dem folgte der BFH nicht. Das Gesetz regelt die Erforder­
lichkeit der beruflichen oder betrieblichen Nutzung des Ar­
beitszimmers für die Fälle, dass kein anderer Arbeitsplatz 
zur  Verfügung  steht  oder  das Arbeitszimmer  den  Mittel­
punkt  der  gesamten  Betätigung  bildet,  ohne  den  Begriff 
der Erforderlichkeit zu einer zu überprüfenden Vorausset­

gmbhjournal
Aktuelles zu Steuern und Recht
2. QUARTAL 2022

SEITE 3



fend geleistet werden, mit einem ermäßigten Steuersatz 
zu besteuern sind.

Mit  steigendem  Einkommen  erhöht  sich  die  Einkom­
mensteuer  progressiv.  Werden  Vergütungen  für  eine 
mehrjährige  Tätigkeit  nicht  laufend,  sondern  in  einer 
Summe ausgezahlt,  führt  der Progressionseffekt  zu ei­
ner  vom Gesetzgeber  nicht  gewollten  Steuer(mehr)be­
lastung. Um die progressive Wirkung des Einkommen­ 
steuertarifs  bei  dem  zusammengeballten  Zufluss  von 
Lohnnachzahlungen  zu  mildern,  sieht  das  Gesetz  die 
Besteuerung dieser Nachzahlungen mit einem ermäßig­
ten  Steuersatz  vor.  Voraussetzung  ist  allerdings,  dass 
die Nachzahlung sich auf die Vergütung  für eine Tätig­
keit  bezieht,  die  sich  über  mindestens  zwei  Veranla­
gungszeiträume erstreckt und einen Zeitraum von mehr 
als zwölf Monaten umfasst.

Im  Streitfall  hatte  der  Kläger  über  einen  Zeitraum  von 
drei Jahren in erheblichem Umfang Überstunden geleis­
tet.  Erst  im  vierten  Jahr wurden  dem Kläger  die Über­
stunden  in  einer  Summe  vergütet.  Das  Finanzamt 
unterwarf  die  Überstundenvergütung  dem  normalen 
Einkommensteuertarif.  Der  BFH  – wie  zuvor  auch  das 
Finanzgericht  –  folgten  indes  dem Antrag  des  Klägers 
und wendeten auf den Nachzahlungsbetrag den ermä­
ßigten Steuertarif an.

Der BFH hat klargestellt, dass die Tarifermäßigung nicht 
nur  auf  die  Nachzahlung  von  Festlohnbestandteilen, 
sondern  auch  auf Nachzahlungen  von  variablen  Lohn­
bestandteilen – hier  in Form der Überstundenvergütun­
gen – Anwendung findet. 

Quelle: PM BFH

AKTUELLE STEUERTERMINE
Mai 2022:
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M): 
10.05.2022 (13.05.2022)*  
Gewerbesteuer, Grundsteuer: 
16.05.2022 (19.05.2022)*

Juni 2022:
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M), 
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer: 
10.06.2022 (13.06.2022)*

Juli 2022: 
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M, VJ, J): 
11.07.2022 (14.07.2022)*

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung 
in Klammern.

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie des­

halb unsere Briefe  zur  Information. Bitte  denken Sie aber daran,  dass 

Sie  vor  Ihren  Entscheidungen  grundsätzlich  unsere  Beratung  in  An­

spruch nehmen, weil wir  sonst  keine Verantwortung übernehmen kön­

nen.

zung  für  den Abzug  zu machen. Ob  der Steuerpflichtige 
die Arbeiten, für die ihm kein anderer Arbeitsplatz zur Ver­
fügung  steht,  leicht  an  einem  anderen  Ort  in  der  Woh­
nung  –  am  Küchentisch,  im  Esszimmer  oder  in  einem 
anderen Raum – hätte erledigen können,  ist deshalb un­
erheblich.

Quelle: PM BFH

Vermietung eines Raumes in der 
Wohnung des beherrschenden Gesell­
schafters an die GmbH 
Schuldrechtliche  Verträge  zwischen  einer  Kapitalgesell­
schaft  und  ihrem  Gesellschafter  oder  einer  den  Gesell­
schaftern  nahestehenden  Person  sind  steuerlich 
grundsätzlich  anzuerkennen,  wenn  von Anfang  an  klare 
und  eindeutige  Vereinbarungen  vorliegen.  Das  gilt  auch 
für Mietverträge.  Somit führt die Vermietung eines Raum­
es  in der Wohnung des beherrschenden Gesellschafters 
an die GmbH nicht zu einer verdeckten Gewinnausschüt­
tung (vGA), wenn im schriftlichen Mietvertrag die wesent­
lichen Punkte geregelt sind und Anhaltspunkte gegen die 
tatsächliche  Durchführung  des  Mietvertrages  nicht  er­
sichtlich  sind.  Die  gesetzlichen  Regelungen  zum  häusli­
chen Arbeitszimmer sind auf der Ebene der GmbH nicht 
anwendbar. 

Das  Urteil  des  Finanzgerichts  München  vom  19.  April 
2021  bekommt  besondere  Bedeutung  vor  dem  Hinter­
grund, dass  immer wieder  im Homeoffice gearbeitet wird 
und auch die  leitenden Geschäftsführer einer GmbH da­
von betroffen sind,   Räume  in der eigenen Mietwohnung 
oder im eigenen Haus zu nutzen und diese an die GmbH 
zu vermieten. 

Im  vorliegenden Fall  hatte  ein Gesellschafter­Geschäfts­
führer 35 qm Raum seiner Wohnung als Arbeitsfläche an 
seine GmbH mit  entsprechendem Mietvertrag  vermietet. 
Das Finanzamt nahm Anstoß an dem Vertrag, weil darin 
nur  eine  Bruttomiete  ohne  Nebenkostenvereinbarung 
standen und qualifizierte die Mietzahlungen als verdeckte 
Gewinnausschüttung  der  GmbH  um.  Dagegen  hielt  der 
Geschäftsführer die Durchführung von Besprechungen in 
den Räumen, deren Ausstattung mit Kommunikationsge­
räten,  Schreib­  und  Konferenztisch,  außerdem  die  Be­
schriftung  von  Klingel  und  Briefkasten  mit  dem 
Firmennamen  der  GmbH  entgegen  und  hatte  damit  vor 
Gericht Erfolg.

Quelle: FG München  7 K 1162/19

UNTERNEHMENSFÜHRUNG 

Steuerermäßigung für zusammenge­
ballte Überstundenvergütungen
Mit  Urteil  vom  2.  Dezember  2021  –  VI  R  23/19  hat  der 
Bundesfinanzhof  (BFH)  entschieden,  dass  nachgezahlte 
Überstundenvergütungen,  die  für  einen  Zeitraum  von 
mehr  als  zwölf  Monaten  veranlagungszeitraumübergrei­
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